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wie die OECD in einer Vergleichsstudie zur Arbeitsmarktsi-

tuation Älterer festgestellt hat. Dabei geht es neben dem 

Erwerb von neuen Kenntnissen und Fertigkeiten auch um 

den Erhalt der Lernfähigkeit als solcher.

Der Blick auf das Schaubild 2 von Seite 55 zeigt wie-

derum, dass die nordischen Länder vorn liegen. So stellt 

sich die Frage: Was ist dort anders als in Deutschland? 

Weiterbildung gilt in Dänemark, Schweden und Finnland 

als öffentliche Aufgabe und als zentrales Element der Be-

schäftigungspolitik. Maßnahmen für Arbeitslose und Be-

schäftigte werden vom Staat gefördert und (ko-)finanziert 

(vgl. auch den Artikel von S. 28 ff). 

Deshalb ist auch die Bereitschaft der Betriebe we-

sentlich höher, für Weiterbildung die Arbeitszeit ihrer Be-

schäftigten zur Verfügung zu stellen. Generell tragen die 

Sozialpartner das System mit, von der Formulierung bis zur 

Implementation. Weiterbildung ist in viel höherem Maße 

in Tarifverträgen verankert und geregelt. 

Zudem hat man u.a. in Finnland schon bald Bildungs-

konzepte entwickelt, die speziell auf die Lernfähigkeiten 

und Lernbedürfnisse Älterer abgestimmt sind – beispiels-

weise für Arbeitnehmer, die physisch oder psychisch belas-

tende Tätigkeiten nicht mehr ausüben können. Hingegen 

wird in Deutschland im Wesentlichen nur die Fortbildung 

von Arbeitslosen durch öffentliche Mittel finanziert. Sie 

bleibt weitgehend den Betrieben überlassen.

Fazit

Die Diskussion über die Beschäftigung Älterer konzentriert 

sich häufig auf den Zeitpunkt des Renteneintritts (vgl. auch 

den Artikel von S. 42 ff). So wurden durch die verschie-

denen Varianten der Frühverrentung Anreize zum vorzei-

tigen Ausstieg aus dem Erwerbsleben geschaffen – z.B. 

durch die Altersteilzeit (Blockmodell) oder den über die 

Arbeitslosenversicherung finanzierten Vorruhestand. In 

den letzten Jahren wurde zwar eine politische Wende zum 

Abbau dieser (Fehl-)Anreize eingeleitet. Das reicht jedoch 

nicht aus. Denn die Weichen für die Erwerbsbeteiligung im 

Alter werden schon lange davor gestellt. 

Das Steuer- und Abgabensystem begünstigt in Deutsch-

land nach wie vor den männlichen Alleinverdiener bzw. 

Hauptverdiener bei Ehepaaren (vgl. auch den Artikel von 

S. 6 ff). Die entsprechenden Regelungen sollten deshalb 

auf den Prüfstand gestellt werden, beispielsweise das Ehe-

gattensplitting oder die kostenfreie Mitversicherung eines 

nichterwerbstätigen Ehepartners in der gesetzlichen Kran-

kenversicherung. 

Auch bei der Vereinbarkeit von Beruf und Familie 

hapert es noch gewaltig, so dass viele Frauen zugunsten 

des Berufs ganz auf Kinder verzichten. Im europäischen 

Vergleich liegt Deutschland am unteren Ende, was Betreu-

ungseinrichtungen für Kinder unter drei Jahren betrifft. Und 

die Öffnungszeiten von Kindergärten und Horten sind oft 

mit einer Erwerbstätigkeit nicht vereinbar.  

Immerhin ist bei der Frauenerwerbstätigkeit ein Auf-

wärtstrend erkennbar. Anders liegen die Dinge bei der Wei-

terbildung, wo der Rückstand gegenüber anderen Ländern 

nach wie vor gravierend ist. Sicher lassen sich Lösungen 

nicht Eins zu Eins übertragen, auch wenn sie andernorts 

erfolgreich sind. Jedoch ist Deutschland von einer „Wei-

terbildungskultur“ noch weit entfernt – gerade auch bei 

Beschäftigten und nicht nur bei Arbeitslosen. Das „Lebens-

lange Lernen“ ist für zu viele immer noch nicht viel mehr 

als ein Schlagwort.
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